
Liebe Leserinnen  

und Leser,  
 
der Angriffskrieg in der Ukraine hinterlässt 

große Fassungslosigkeit in ganz Europa. Ich 
bin entsetzt über das skrupellose Vorgehen 

des Kriegstreibers Wladimir Putin. Kein 
Mensch hat das Recht, einen Angriffskrieg 

in Gang zu setzen, der Menschen tötet, 

Städte und Landschaften ruiniert und 
Zukunftshoffnungen zerstört. Ich bin tief 

betroffen, wie sich Mütter mit ihren 
Kindern auf die Flucht begeben und ihre 

Männer und Väter zur Verteidigung ihrer 
Heimat zurücklassen müssen.  

 
Europa und die USA haben harte 

Sanktionen beschlossen, um Russland zur 
Umkehr zu bewegen. Ich hoffe von ganzem 

Herzen auf eine schnelle Wirkung. 
Immerhin, die Sanktionen treffen in 

Russland auf eine bereits marode 
Wirtschaft. Schon vor dem Einmarsch in die 

Ukraine war die russische Wirtschaft 
schwach und rückständig.  

 
Bei uns macht sich derweil eine Welle der 

Solidarität breit: Flüchtlinge aus der 

Ukraine werden mit großer Herzlichkeit 
empfangen, dafür bin ich den vielen haupt- 

und ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfern sehr dankbar! So viele Menschen 

sind im Einsatz und haben Aktionen zur 
Unterstützung der Ukraine ins Leben 

gerufen. Danke!   
 

 

Ihnen alles Gute, bleiben Sie gesund! 
 

Ihr  
Guido Wolf  

 

 

 

 

 

      

 

       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 

 

 

 

  

NEWSLETTER  FÜR DEN WAHLKREIS TUTTLINGEN-DONAUESCHINGEN 
02 / 2022 

 

Aufgrund der Corona-Pandemie war der für 2021 geplante Zensus 

bereits 2020 um ein Jahr verschoben worden. Die Pandemie hat unsere 

Kommunen in den vergangen zwei Jahren stark beansprucht, und sie 

sind nach wie vor im Krisenmodus mit unzähligen Überstunden und 

einem Engagement, das weit über das Erwartbare hinausgeht. Nun 

kommen nach und nach Flüchtlinge des Ukraine-Krieges bei uns an. 

Auch hier sind unsere Kommunen gefordert. CDU-Fraktionschef 

Manuel Hagel und ich haben uns deshalb mit einem Brief an 

Innenminister Thomas Strobl gewandt, um uns für eine erneute 

Verschiebung des Zensus um ein Jahr starkzumachen. 

 

 

I. Bericht aus Stuttgart  

Preisexplosion bekämpfen und Energiepreise senken 

 In Deutschland haben die Energiepreise in den letzten Monaten 
deutlich angezogen und nun zeigen sich auch die Auswirkungen des 

Krieges in der Ukraine an genau dieser Stelle. Ein Blick auf die 
Tanksäulen genügt. Russland ist der wichtigste Energielieferant 

Deutschlands. Die Energiepreissteigerungen werden für viele 
Menschen zunehmend zum existentiellen Problem. Und das kann so 
nicht weitergehen.  

Als CDU-Landtagsfraktion haben wir vier Forderungen formuliert, 
um gegen die steigenden Energiepreise vorzugehen und die 
Verbraucher zu entlasten:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Bundesregierung ist in der Pflicht, gegenzusteuern. Die 
Tankfüllung für den Weg zur Arbeit oder eine geheizte Wohnung 
dürfen kein unerschwinglicher Luxus sein.  

Auch unsere heimischen Landwirte, die ohnehin oftmals unter 
schweren Bedingungen arbeiten, werden von den enormen 

Energiepreisen gebeutelt. Im Frühjahr müssen die 
landwirtschaftlichen Maschinen auf Hochtouren laufen, um die Felder 

zu bestellen. Die Spritpreisbremse muss jetzt kommen! 
 

Zensus 2022?  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

II.  #WolfvorOrt 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 
 

 

 

 

 

 

 

BESUCHEN SIE MICH AUF MEINER HOMEPAGE UND  

AUF MEINEN SOCIAL-MEDIA-KANÄLEN: 

www.guidowolf.info 

https://www.facebook.com/GuidoWolfinfo/ 

https://www.instagram.com/guidowolfinfo/ 

Besuch auf dem Bihrenberghof in Frittlingen 
 

Zu einem Erfahrungsaustausch war ich auf dem 
Bihrenberghof der Familie Benne in Frittlingen. Der 

landwirtschaftliche Betrieb fußt auf Agrar- und 
Energiewirtschaft und ist damit ein wichtiger Partner 

für die Energiewende. Bereits seit Jahren findet auf dem 
Bihrenberghof die Energiewende statt. Das 

Biomassespeicherkraftwerk bietet noch viel Potential 
für die Zukunft. Besonders erfreulich ist es, dass sich 

mit den beiden Söhnen und ihren Familien eine 
reibungslose Betriebsnachfolge über die Generationen 

hinweg gestalten lässt. Danke für die wertvollen 
Einblicke. 

Eröffnung der Gemeinsamen Anlaufstelle für 

Kriegsvertriebene aus der Ukraine (GAST) 

Zusammen mit Sozialdezernent Bernd Mager vom 

Landratsamt und Fachbereichsleiter Benjamin Hirsch 
von der Stadt Tuttlingen habe ich die neue 

gastfreundliche Einrichtung besichtigen können. Hier 
war bislang die Kreisimpfstation untergebracht, die 

sich auf die Hälfte der Räumlichkeiten zurückzieht 
und in Betrieb bleibt. Daneben logiert jetzt die GAST, 

um die ankommenden Flüchtlinge, überwiegend 
Mütter mit ihren Kindern, in Empfang zu nehmen, sie 

zu beraten, in Wohnraum weiterzuvermitteln… 
Die Hilfsbereitschaft in der Bevölkerung ist groß. 

Menschen, die vor dem unsäglichen Leid in der 
Ukraine fliehen, brauchen bei uns Aufnahme und 

Schutz. Sie verdienen unsere Hilfe. Danke an alle, die 
sich mit Wohnungsangeboten, Waren und 

Geldspenden einbringen. Und herzlichen Dank an die 

Stadt und den Landkreis Tuttlingen für die Schaffung 

dieser offenen Anlaufstelle! 

KONTAKT 

Guido Wolf MdL 

Wahlkreisbüro Tuttlingen  

Bahnhofstraße 124 

78532 Tuttlingen 

E-Mail: guido.wolf@cdu.landtag-bw.de 

Hintergrundwissen: Zensus 

Der Zensus ist eine statistische Erhebung, die ermittelt, 

wie viele Menschen in Deutschland leben, wie sie wohnen 
und arbeiten. Da viele Entscheidungen in Bund, Ländern 

und Gemeinden auf Bevölkerungs- und Wohnungszahlen 
fußen, brauchen wir regelmäßig verlässliche Basiszahlen. 

In erster Linie werden für den Zensus Daten aus unseren 
Verwaltungsregistern genutzt, sodass die Mehrheit der 

Bevölkerung keine eigene Auskunft leisten muss. Diese 
Daten werden allerdings durch Stichproben ergänzt und 

mit einer Gebäude- und Wohnungszählung kombiniert.  

Die CDU-Fraktion im Stuttgarter Landtag setzt sich 

dafür ein, über eine entsprechende Landesinitiative 

auf den Bundesrat einzuwirken und damit zu 

erreichen, den derzeitigen Zensusstichtag, den 15. 

Mai 2022, um ein Jahr aufzuschieben. Unserem 

Vorstoß schlossen sich auch Steffen Jäger, Präsident 

des baden-württembergischen Gemeindetags, und 

Landkreistagspräsident Joachim Walter an. Das ist 

ein starkes Zeichen. Hoffen wir auf eine positive 

Reaktion des Bundes!  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


